
Bezirksausschuss 1 Altstadt-Lehel  
Fraktionsübergreifende Stellungnahme TOP A 4.2 Analoge-digitale Bürger*innenbeteiligung 

 

Der BA1 begrüßt, dass die Landeshauptstadt München die Öffentlichkeitsbeteiligung 

weiterentwickeln und mit vorliegendem Konzept einen Handlungsleitfaden erstellen möchte. 

Im Zusammenhang mit der Anhörung der Bezirksausschüsse zur analogen und digitalen 

Öffentlichkeitsbeteiligung in der Landeshauptstadt München regt der Bezirksausschuss 1 

Altstadt-Lehel insbesondere eine stärkere Berücksichtigung und Einbeziehung von bereits 

bestehenden Strukturen, insb. der Bezirksausschüsse, an. Der BA1 möchte nicht, dass 

Parallelstrukturen geschaffen werden, ohne dass die Möglichkeit bereits existierender 

Einrichtungen vollumfänglich genutzt werden oder deren Ausbau geprüft wird. Schon heute 

gibt es „Beratungsgremien“, in denen „u.a. Feedback zu laufenden oder abgeschlossenen 

Verfahren gegeben wird und Grundlagen für die Weiterentwicklung der 

Öffentlichkeitsbeteiligung erarbeitet werden“ (S. 8) – die Bezirksausschüsse. Schon heute 

bestehen diese Gremien aus Vertreter*innen der organisierten und nicht organisierten 

Zivilgesellschaft – ehrenamtlich engagierte Mitglieder, die sich für ihre Stadtviertel vor Ort 

einsetzen und vor allem auch die Brücke zwischen Anwohnerschaft, Stadtrat und 

Stadtverwaltung bilden. Die Stadtbezirke sind in der Landeshauptstadt München die politisch 

legitimierte Ebene, die den Bürger*innen am nächsten ist. Statt der Schaffung von 

Parallelstrukturen, sollte hier die Öffentlichkeitsbeteiligung maßgeblich gestaltet werden.  

Zudem stellt sich die Frage, welche Verfahren der Öffentlichkeitsbeteiligung ohne Beteiligung 

der Bezirksausschüsse noch der Referate durch die geplante Fachstelle mit insgesamt 9 

vollzeitäquivalenten Stellen durchgeführt werden sollen. Denn sowohl die Referate und 

Bezirksausschüsse bleiben laut Konzept weiterhin verantwortliche für ihre eigenen 

Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren. 

Wir empfehlen, anstatt einer zentralen Fachstelle für Öffentlichkeitsbeteiligung, die Fachstelle 

in den BA Geschäftsstellen anzusiedeln, wo die Öffentlichkeitsbeteiligung aktuell größtenteils 

bereits stattfindet. Dazu sollen zusätzliche Stellen in den BA-Geschäftsstellen geschaffen 

werden. Die Einrichtung eines Beirats für Öffentlichkeitsbeteiligung lehnen wir nachdrücklich 

ab. Die hierfür angedachten Aufgaben sollten vielmehr von den Bezirksausschüssen 

wahrgenommen werden. Mit einer Verlagerung der Fachstelle in die BA-Geschäftsstelle kann 

zudem der Verwaltungsaufwand effizienter gestaltet werden, durch eine frühzeitige 

Einbindung der BA’s, sowie deren Vor-Ort-Kenntnis über Vereine, Einrichtungen, Institutionen 

etc. bei der Vergabe von Budgetmitteln oder den verschiedenen Formen der 

Öffentlichkeitsbeteiligung. 

Im Konzept werden konkrete vorgeschlagen, “Bürgerversammlungen im Rahmen der 

gesetzlichen Vorgaben häufiger, aber dafür „schlanker“ durchzuführen“ und attraktiver zu 

gestalten. Generell führt ein Abhalten von mehr Bürger*innenversammlungen nicht gleichzeitig 

zu einer größeren Attraktivität derselben. Es ist zu befürchten, dass nicht wie erhofft ein 

größerer Teil der Bürger*innen angesprochen wird, sondern der gleiche Kreis wie bisher 

teilnehmen wird. Sinnvoller wäre es, den Schwerpunkt auf eine attraktivere Ausgestaltung zu 

setzen. 

Darüber hinaus erachtet es der BA 1 nicht für sinnvoll, ein weiteres Budget für die Öffentlichkeit 

einzurichten. Es ist zu befürchten, dass die Entscheidungsmöglichkeiten des bereits 

gewählten Gremiums in Budgetangelegenheiten beschnitten werden könnten. Ebenso hat 

insbesondere der BA einen guten Überblick über Maßnahmen im Viertel und kann durch die 



ständige Beschäftigung mit einer Vielzahl an Budgetanträgen sehr gut einschätzen, wo Gelder 

bereits hinfließen und wo Bedarfe vorhanden sind. Ein weiterer Topf dürfte eher für Verwirrung 

sorgen und es besteht die Gefahr von Parallelförderstrukturen, die es sowohl für diejenigen 

erschweren, die Förderanträge stellen als auch für diejenigen, die deren Förderwürdigkeit 

prüfen. Hier wäre es sinnvoller, das Stadtbezirksbudget zu evaluieren und ggf. anzupassen.  

Insgesamt will der BA1 nochmal eindringlich darauf hinweisen, dass bei künftigen Konzepten 

der Öffentlichkeitsbeteiligung ganz besonders darauf zu achten ist, dass alle 

Bevölkerungsgruppen erreicht werden. Vor diesem Hintergrund begrüßt es der BA1, dass vom 

Begriff der Bürger*innenbeteiligung Abstand genommen werden soll und mit der Einführung 

des Begriffs der „Öffentlichkeitsbeteiligung“ ausdrücklich darauf abgezielt werden soll, dass 

die Beteiligungsmöglichkeiten sich an die gesamte betroffene oder interessierte Öffentlichkeit 

richten. Bislang ist es häufig so, dass sich vor allem gut informierte und organisierte Gruppen 

einbringen, nicht berücksichtigt werden hingegen oft Belange von benachteiligten Gruppen wie 

z. B. Migrant*innen, einkommensschwache Haushalte, Schichtarbeitende, Menschen mit 

Behinderung etc. (je nach Handlungsfeld). Ausdrücklich wird die Verbesserung der Beteiligung 

von Kindern und Jugendlichen durch angepasste Formate wie es im Antrag des Stadtrats 

ursprünglich auch vorgesehen war (siehe S.14, 5., Nr.4) begrüßt. Vorgaben für die Beteiligung 

von Kindern und Jugendlichen sind zwingend in die Vorlage aufzunehmen.  

Umso niederschwelliger und einfacher eine Beteiligung möglich ist, umso aktiver wird diese 

auch sein. Partizipationsmöglichkeiten – wie bspw. die Bürger*innenanfragen, die zu Beginn 

jeder BA-Sitzung möglich und gewünscht sind und die direkteste und einfachste Form der 

Öffentlichkeitsbeteiligung darstellen – digital zu ermöglichen bzw. als hybride Sitzungen 

durchzuführen, ist in jedem Fall sehr wünschenswert. Hierfür zügig gute und sichere Konzepte 

zu entwickeln, begrüßt der BA1 ausdrücklich. 

 

Für die Fraktionen im Bezirksausschuss Altstadt-Lehel 

Die Fraktionssprecher*innen  

     

Die Grünen CSU   SPD   FDP/ÖDP 
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Analoge und digitale Öffentlichkeitsbeteiligung in der Landeshauptstadt München

Unser Zeichen: 2022.02 A 4.2
Stellungnahme des BA 1 Altstadt-Lehel

Sehr geehrter Herr ,
sehr geehrte Damen und Herren,

der Bezirksausschuss 1 – Altstadt-Lehel befasste sich in seiner Sitzung am 22.02.2022 mit 
Ihrem Anhörungsschreiben vom 20.12.2021 und beschloss zum Entwurf der Beschlussvorlage
einstimmig die beigefügte fraktionsübergreifende Stellungnahme.

Mit freundlichen Grüßen

Vorsitzende des BA 1 Altstadt-Lehel

Anlage
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Stellungnahme zur analogen-digitalen Bürger*innenbeteiligung 

 

Wir teilen die Bedenken von SPD und CSU hinsichtlich der Etablierung von Doppelstrukturen, 

die in Konkurrenz zu den Bezirksausschüssen stehen würden.  

Dennoch lehnen wir eine digitale Plattform zur Bürger*innenbeteiligung nicht per se ab, 

denn diese könnte eine wichtige Komplementärfunktion zu den bereits bestehenden 

Strukturen erfüllen. Eine digitale Beteiligungsebene hat zudem das Potenzial, den direkten 

Austausch mit den Bürger*innen zu vereinfachen, vorausgesetzt die Beteiligung wird 

niedrigschwellig und barrierefrei ermöglicht. 

Insgesamt gesehen bestehen im Hinblick auf das Konzeptpapier noch zahlreiche 

Unklarheiten, die wir gerne zeitnah in einem Hearing geklärt sehen möchten. Sollte das 

Projekt weiterentwickelt werden, ist eine enge Einbindung der Bezirksausschüsse 

unabdingbar.  

 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen im BA4 Schwabing-West 
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Analoge und digitale Öffentlichkeitsbeteiligung in der Landeshauptstadt München
Anhörung der Bezirksausschüsse

Ihr Schreiben vom 20.12.2021
Unser Zeichen: G 2 02/22

Sehr geehrter Herr ,
sehr geehrte Damen und Herren,

der Bezirksausschuss 4 Schwabing West befasste sich in seiner Sitzung am 23.02.2022 mit
dem Beschlussentwurf und hat dazu mehrheitlich die folgende Stellungnahme beschlossen:

Der  BA ist  der  Ansicht,  dass im vorliegenden Öffentlichkeitsbeteiligungskonzept  Arbeit  und
Funktion der Bezirksausschüsse zu wenig gewürdigt werden. Das Konzept enthält aber auch
interessante Aspekte.

Zur Klärung der vielen offenen Fragen wünscht sich der BA daher zeitnah ein Hearing
 (s. Anlage).

Mit freundlichen Grüßen

Anlage
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Geschäftsstelle:
Friedenstraße 40, 81660 München
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E-Mail: 

München, 14.02.2022
Ihr Schreiben vom 
20.12.2021

Ihr Zeichen Unser Zeichen
4.6.3.1 / 10.02.2022

Analoge und digitale Öffentlichkeitsbeteiligung in der LHM - Anhörung der
Bezirksausschüsse

Stellungnahme des BA 16 – Ramersdorf-Perlach aus der Sitzung vom 10.02.2022

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Bezirksausschuss 16 Ramersdorf-Perlach hat in seiner Sitzung vom 10.02.2022 nach Vorbera-
tung in der informellen Arbeitsgruppe zur Diskussion über die wichtigen Themen aus den Berei-
chen Kommunales und öffentlicher Raum, Ökonomie, Partizipation und Satzungsfragen folgende 
Stellungnahme einstimmig beschlossen:

„In der Bewertung des vorgelegten Konzepts unter Ziffer 3 der Sitzungsvorlage ist von einem
Ausbau der Beteiligungskultur und einem Abbau bestehende Hürden zwischen Politik, Verwaltung 
und Bewohner*innen sowohl für Themen der Gesamtstadt als auch in den Stadtbezirken, Stadt-
bezirksteilen und Quartieren die Rede. Eine Stärkung der Beteiligungskultur in den Stadtbezirken 
wird auch von den Mitgliedern des Bezirksausschusses 16 gewünscht und unterstützt.
Die Rolle der Bezirksausschüsse als erster Ansprechpartner für die Bürgerinnen und Bürger vor 
Ort macht aus Sicht des Gremiums eine ausreichende Beteiligung des Bezirksausschusses beim 
Aufbau der Infrastruktur für eine analoge und digitale Öffentlichkeitsbeteiligung und Einführung der 
erforderlichen Prozesse zwingend erforderlich.
Notwendig erscheint es, für die Fachstelle Öffentlichkeitsbeteiligung einen klaren Fokus
zu definieren: Soll diese vorrangig stadtweite Themen oder örtliche Themen behandeln?
Aus Sicht des BA 16 sollten im ersten Stadium stadtweite Themen angegangen werden, um das 
Instrumentarium und die Fachstelle in der Praxis zu erproben und bekannt zu machen.
Vermisst werden sowohl im Konzept als auch in den Ausführungen der Sitzungsvorlage
Aussagen zu einer gebotenen Beteiligung. Beispielhaft darf hier auf die auf Seite 13 der
Sitzungsvorlage genannte Gremienarbeit hingewiesen werden. In dieser sollen 2022 unter
anderem auch die konkreten Ziele unter nochmaliger Einbindung der Stadtratsfraktionen
angegangen werden. Zur Stärkung der Beteiligungskultur in den Stadtvierteln drängt sich
auch eine Einbindung der Bezirksausschüsse doch geradezu auf. 
Wichtig ist den Mitgliedern des BA 16 zudem die Berücksichtigung der etablierten Beiräte der 
Landeshauptstadt München (Behindertenbeirat, Migrationsbeirat, Seniorenbeirat). Deren Arbeit 
und die Arbeit der Fachstelle sollten nicht konkurrieren, sondern sich wirksam ergänzen. 

I.
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Insofern wird bedauert, dass sie in der Vorlage keine ausreichende Erwähnung finden.
Auch die in der Sitzungsvorlage aufgeführten Themen „Weiterentwicklung der Bürgerver-
sammlungen“ und „Weitere unterjährige Möglichkeiten der direkten Einflussnahme“ betreffen
die Bezirksausschüsse unmittelbar und sollten nur mit ihrer Beteiligung weiter erörtert
werden.
Die Idee des Bürgerbudgets erscheint noch nicht ausgereift. Das Budget von einer Million
Euro ist nicht geeignet, wesentliche Verbesserungen jenseits der heute schon vorhandenen
Möglichkeiten des Stadtbezirksbudgets herbeizuführen. Der grundsätzlich zu begrüßende
Gedanke einer Bürgermitbestimmung in Budgetfragen wurde wiederum zuletzt
schon bei der Etablierung des Stadtbezirksbudgets verfehlt. Im Ergebnis führt dies derzeit
dazu, dass das Stadtbezirksbudget nicht hinreichend bekannt ist und gleichzeitig gerade
bei der Bestellung städtischer Dienstleistungen oft auf Vorschläge einzelner Bürgerinnen
und Bürger zurückgegriffen wird, die keinerlei breiten Beteiligung zugeführt werden.
Insofern wird anstelle des Bürgerbudgets angeregt, dass die Fachstelle für Öffentlichkeits-
beteiligung den Bezirksausschüssen Unterstützung bietet, um Votings für konkrete
Anträge online durchführen zu können. So könnte dem Beteiligungsgedanken wohnortnah
Rechnung getragen werden und gleichzeitig würden wertvolle Erkenntnisse für eine
später immer noch mögliche stadtweite Ausdehnung in Form eines Bürgerbudgets gewonnen
werden.
Für die Fachstelle Öffentlichkeitsbeteiligung und Partizipation (FÖ) (zentralste Maßnahme,
„Maschinenraum“ der für den spürbaren „Herzschlag“ der Münchner Beteiligungskultur
sorgt) sind im Konzept in drei Ausbaustufen bis 2026 insgesamt 9 vollzeitäquivalente
Stellen vorgesehen. Eine Weiterentwicklung der Öffentlichkeitsbeteiligung wird auch in den
Bezirksausschüssen zu zusätzlichen Arbeitsaufwänden führen und nicht ohne zusätzliches
Personal in den Geschäftsstellen für die die Bezirksausschüsse zu stemmen sein.
Hierzu finden sich keine Ausführungen in der Sitzungsvorlage.
Als Fazit zum bisherigen Verfahren ist festzustellen, dass die bisherige Beteiligung der Bezirksaus-
schüsse den Aussagen im Entwurf der Sitzungsvorlage unter Ziffer 1 (Seite 4 erster
Absatz) „... und auch die Bezirksausschüsse als Ansprechpartner „vor Ort“ verfügen über
eine langjährige, erfolgreiche und vielfältige Erfahrung in der Beteiligung der Bürger*
innen, die auch in der zukünftigen Umsetzung des gesamtstädtischen Konzeptes ihren
Niederschlag finden wird“ nicht gerecht wird.“

Mit freundlichen Grüßen

Vorsitzender des BA 16
– Ramersdorf-Perlach –

II. Ablage


















































